
62. Jahrgang Nr. 1 Berlin, den 14. Januar 2006 A 3227 A

Gesetz- und
Verordnungsblatt �
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin · Herausgeber: Senatsverwaltung für Justiz

1

I n h a l t
14. 12. 2005 Bekanntmachung der Neufassung des Bezirksverwaltungsgesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2020-1

2

21. 12. 2005 Bekanntmachung der Neufassung des Dritten Gesetzes zur Reform der Berliner Verwaltung (Verwal-
tungsreform-Grundsätze-Gesetz – VGG) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2001-5

10

5. 12. 2005 Verordnung über die Schiedsstelle nach § 21 Abs. 7 des Rettungsdienstgesetzes (Rettungsdienst-Schiedsstellen-
verordnung – RDSchVO) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2127-5-1

13

3. 1. 2006 Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans VII-228 im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil
Charlottenburg  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16

3. 1. 2006 Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans IX-187 im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteile
Grunewald und Schmargendorf  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17

29. 12. 2005 Bekanntmachung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
226-4-a

18

20. 12. 2005 Berichtigung der Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 9-1 im Bezirk Treptow-Köpenick, Orts-
teil Köpenick  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18
A b k ü r z u n g e n :  GVBl. = Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, VOBl. = Verordnungsblatt für Berlin Teil I bzw. Teil II, BGBl. = Bundesgesetzblatt Teil I, II bzw. III,
GVABl. = Gesetz-, Verordnungs- und Amtsblatt für Berlin, GBl. = Gesetzblatt der DDR Teil I bzw. Teil II, ABl. = Amtsblatt für Berlin



2 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 1 14. Januar 2006
Bekanntmachung
der Neufassung des Bezirksverwaltungsgesetzes

Auf Grund des Artikels VI des Vierten Gesetzes zur Reform der
Berliner Verwaltung (4. Verwaltungsreformgesetz – 4. VerwRefG)
vom 3. November 2005 (GVBl. S. 686) wird nachstehend das Be-
zirksverwaltungsgesetz in der Fassung vom 28. Februar 2001 (GV-
Bl. S. 61) unter Berücksichtigung

des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Bezirksverwaltungsgeset-
zes vom 27. September 2001 (GVBl. S. 521),

des Artikels I des Gesetzes zur Errichtung bezirklicher Ordnungsäm-
ter vom 24. Juni 2004 (GVBl. S. 253),

des Siebenten Gesetzes zur Änderung des Bezirksverwaltungsgeset-
zes vom 7. Juli 2005 (GVBl. S. 390),

des Artikels II des Vierten Gesetzes zur Reform der Berliner Verwal-
tung vom 3. November 2005 (GVBl. S. 686)

in der vom 16. November 2005 an geltenden Fassung bekannt ge-
macht.

Berlin, den 14. Dezember 2005

Senatsverwaltung für Inneres

Dr. K ö r t i n g

Bezirksverwaltungsgesetz
in der Fassung vom 14. Dezember 2005
1. ABSCHNITT
Grundlagen der Bezirksverwaltung

§ 1

Bezirkseinteilung

(1) Das Gebiet von Berlin umfasst die bisherigen Bezirke 

1. Mitte, Tiergarten und Wedding, 

  2. Friedrichshain und Kreuzberg, 

  3. Prenzlauer Berg, Weißensee und Pankow, 

  4. Charlottenburg und Wilmersdorf, 

  5. Spandau, 

  6. Zehlendorf und Steglitz,

  7. Schöneberg und Tempelhof, 

  8. Neukölln, 

  9. Treptow und Köpenick, 

10. Marzahn und Hellersdorf, 

11. Lichtenberg und Hohenschönhausen,

12. Reinickendorf.

(2) Eine Änderung der Zahl und der Grenzen der Bezirke kann nur
durch Gesetz vorgenommen werden. Grenzänderungen von geringer
Bedeutung können durch Rechtsverordnung des Senats vorgenom-
men werden, wenn die beteiligten Bezirke zustimmen.

§ 2

Allgemeine Rechtsstellung und Organe der Bezirke

(1) Die Bezirke sind Selbstverwaltungseinheiten Berlins ohne
Rechtspersönlichkeit.

(2) Organe der Bezirke sind die Bezirksverordnetenversammlun-
gen und die Bezirksämter.

(3) Die Bezirke führen bei besonderen Anlässen die ihnen vom
Senat verliehenen Bezirkswappen neben dem Landeswappen.

§ 3

Bezirksaufgaben

(1) Die Bezirke nehmen ihre Aufgaben unter Beteiligung ehren-
amtlich tätiger Bürger wahr.

(2) Das Gesetz über die Zuständigkeiten in der allgemeinen Ber-
liner Verwaltung (Allgemeines Zuständigkeitsgesetz – AZG) be-
stimmt,

a) welche Aufgaben Bezirksaufgaben sind;

b) inwieweit die Bezirke bei der Erfüllung ihrer Aufgaben an Ver-
waltungsvorschriften und an eine Eingriffsentscheidung des Se-
nats oder der zuständigen Mitglieder des Senats gebunden sind;

c) in welcher Weise die Bezirke zu den grundsätzlichen Fragen der
Verwaltung und der Gesetzgebung Stellung nehmen.

§ 4

Haushaltsführung des Bezirks

(1) Dem Bezirk wird für den Bezirkshaushaltsplan eine Global-
summe zur Erfüllung seiner Aufgaben im Rahmen des Haushaltsge-
setzes zugewiesen. 

(2) Für die Ausführung des Bezirkshaushaltsplans ist der Bezirk
im Rahmen der geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften ver-
antwortlich.

(3) Nach Schluss des Rechnungsjahres wird eine Bezirkshaus-
haltsrechnung aufgestellt. Das erwirtschaftete Abschlussergebnis
wird auf die Globalsumme für den nächsten aufzustellenden Bezirks-
haushaltsplan vorgetragen.
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2. ABSCHNITT
Die Bezirksverordnetenversammlung

§ 5

Mitgliederzahl, Wahl und Auflösung
der Bezirksverordnetenversammlung

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung besteht aus 55 Mitglie-
dern. Sie wird zu der gleichen Zeit und für die gleiche Wahlperiode
wie das Abgeordnetenhaus von den Wahlberechtigten des Bezirks
gewählt. Das Nähere bestimmen Wahlgesetz und Wahlordnung.

(2) Die Bezirksverordnetenversammlung kann weder durch eige-
nen Beschluss noch durch Volksentscheid aufgelöst werden. Die
Wahlperiode der Bezirksverordnetenversammlung endet mit der
Wahlperiode des Abgeordnetenhauses, auch bei deren vorzeitigem
Ende.

(3) Eine Fraktion besteht aus mindestens drei Mitgliedern der Be-
zirksverordnetenversammlung, die derselben Partei oder Wählerge-
meinschaft angehören oder auf demselben Wahlvorschlag gewählt
worden sind.

§ 6

Einberufung der Bezirksverordnetenversammlung

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung tritt frühestens mit dem
ersten Zusammentritt des Abgeordnetenhauses und spätestens sechs
Wochen nach der Wahl unter dem Vorsitz des ältesten Bezirksver-
ordneten zusammen.

(2) Die Bezirksverordnetenversammlung ist von dem Bezirksver-
ordnetenvorsteher nach Bedarf, mindestens aber in jedem zweiten
Monat einzuberufen.

(3) Der Bezirksverordnetenvorsteher ist zur unverzüglichen Ein-
berufung verpflichtet, wenn ein Fünftel der Bezirksverordneten oder
das Bezirksamt es fordert.

§ 7

Bezirksverordnetenvorsteher;
Vorstand der Bezirksverordnetenversammlung

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung wählt für die Dauer der
Wahlperiode aus ihrer Mitte den Bezirksverordnetenvorsteher, sei-
nen Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorstands.

(2) Der Bezirksverordnetenvorsteher vertritt die Bezirksverordne-
tenversammlung in allen Angelegenheiten und übt das Hausrecht in
den Räumen der Bezirksverordnetenversammlung aus. Er verpflich-
tet die Bezirksverordneten auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Ob-
liegenheiten; er selbst wird von seinem Stellvertreter verpflichtet.

(3) Der Bezirksverordnetenvorsteher führt die Geschäfte bis zum
Zusammentritt der neugewählten Bezirksverordnetenversammlung
fort.

§ 8

Geschäftsführung der Bezirksverordnetenversammlung

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, an die auch die Mitglieder des Bezirksamts hinsichtlich ih-
rer Teilnahme an den Sitzungen der Bezirksverordnetenversamm-
lung und deren Ausschüsse sowie der Beantwortung von Anfragen
gebunden sind. Die Geschäftsordnung bestimmt, unter welchen Vo-
raussetzungen anderen Personen in der öffentlichen Sitzung das
Wort erteilt werden kann.

(2) Die Bezirksverordnetenversammlung ist beschlussfähig, wenn
mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. Die Beschlussfä-
higkeit gilt als gegeben, bis das Gegenteil auf Antrag festgestellt
wird.

(3) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit der Be-
zirksverordnetenversammlung zurückgestellt worden und tritt die
Bezirksverordnetenversammlung zur Verhandlung über denselben
Gegenstand zum zweiten Male zusammen, so ist sie in dieser Ange-
legenheit ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschluss-
fähig. In der Einladung zur zweiten Sitzung, die frühestens nach drei
Tagen stattfinden kann, muss auf diese Bestimmung ausdrücklich
hingewiesen werden.

(4) Die Bezirksverordnetenversammlung beschließt mit einfacher
Stimmenmehrheit, falls Verfassung oder Gesetz nicht ein anderes
Stimmenverhältnis vorschreiben. Sie kann mit der Mehrheit von
zwei Dritteln ihrer Mitglieder beschließen, dass über die Geschäfts-
ordnung und über Änderungen der Geschäftsordnung ebenfalls nur
mit der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder entschieden
wird. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(5) Stimmenthaltungen werden bei der Feststellung der Be-
schlussfähigkeit, nicht aber bei der Ermittlung der Stimmenmehrheit
berücksichtigt.

(6) Die Verhandlungen der Bezirksverordnetenversammlung sind
öffentlich. Wenn ein Fünftel der Bezirksverordneten, eine Fraktion
oder das Bezirksamt es beantragen, kann die Öffentlichkeit ausge-
schlossen werden. Über den Antrag ist in nichtöffentlicher Sitzung
zu beraten und abzustimmen.

§ 9
Ältestenrat und Ausschüsse

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung bildet aus ihrer Mitte
den Ältestenrat und die Ausschüsse. Sie kann für Ausschüsse, in de-
nen Bürgerdeputierte (§ 20) mitwirken sollen, bis zu vier Bürgerde-
putierte hinzuwählen; die Bezirksverordneten müssen die Mehrheit
bilden. Die Größe der Ausschüsse soll regelmäßig auf höchstens
dreizehn Bezirksverordnete, bei Zuwahl von Bürgerdeputierten auf
höchstens elf Bezirksverordnete begrenzt werden.

(2) In den Ausschüssen erhält jede Fraktion mindestens einen Sitz.
Die Verteilung der Ausschusssitze einschließlich der Sitze der Bür-
gerdeputierten wird insgesamt zwischen den Fraktionen nach den
Mehrheits- und Stärkeverhältnissen in der Bezirksverordnetenver-
sammlung vereinbart; kommt eine Vereinbarung nicht zustande, ent-
scheidet die Bezirksverordnetenversammlung nach den vorstehen-
den Grundsätzen.

(3) Für den Ältestenrat und die Ausschüsse gilt die Geschäftsord-
nung der Bezirksverordnetenversammlung sinngemäß; die Fraktio-
nen erhalten einen ihrer Stärke entsprechenden Anteil an den Stellen
jeweils des Vorstands der Bezirksverordnetenversammlung und der
Vorstände der Ausschüsse. Ausschüsse tagen öffentlich, soweit nicht
die Geschäftsordnung für bestimmte Ausschüsse wegen der Beson-
derheit ihrer Aufgaben etwas Abweichendes bestimmt und soweit
nicht ein Ausschuss wegen des Vorliegens besonderer Umstände für
eine bestimmte Sitzung oder für Teile einer Sitzung die Öffentlich-
keit ausschließt. Die Ausschüsse können auch ohne besonderen Auf-
trag tätig werden und ihre Beratungsergebnisse der Bezirksverordne-
tenversammlung zuleiten.

(4) Die Ausschüsse können sachkundige Personen und Betroffene
hinzuziehen. Das Anhören von Sachverständigen ist nur durch Be-
schluss des Ausschusses mit Zustimmung des Bezirksverordneten-
vorstehers zulässig.

(5) Jeder Bezirksverordnete ist berechtigt, an den Ausschusssit-
zungen als Gast teilzunehmen. Mit Zustimmung des Ausschusses
kann ihm das Wort erteilt werden.

(6) Fraktionslose Bezirksverordnete sind berechtigt, in mindes-
tens einem Ausschuss ihrer Wahl mit Rede- und Antragsrecht, je-
doch ohne Stimmrecht teilzunehmen; dies gilt nicht für den Jugend-
hilfeausschuss (§ 33). Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 10
Verbot der Entlassung

Die Entlassung eines Beamten oder die Kündigung eines Ange-
stellten oder Arbeiters wegen der Tätigkeit als Bezirksverordneter ist
auch nach Beendigung der Mitgliedschaft in einer Bezirksverordne-
tenversammlung unzulässig.

§ 11
Rechte und Pflichten der Bezirksverordneten

(1) Jedes Mitglied der Bezirksverordnetenversammlung hat das
Recht, Anträge zu stellen und Anfragen an das Bezirksamt zu rich-
ten. Das Bezirksamt ist verpflichtet, jede Anfrage zu beantworten.

(2) Jedem Mitglied der Bezirksverordnetenversammlung ist vom
Bezirksamt Einsicht in die Akten zu gewähren. § 17 Abs. 2 bleibt un-
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berührt. Die Einsicht in die Akten darf nur verweigert werden, wenn
der Akteneinsicht schutzwürdige Belange Dritter oder ein dringen-
des öffentliches Interesse entgegenstehen. Die Verweigerung der
Akteneinsicht ist schriftlich zu begründen. Einem Mitglied der Be-
zirksverordnetenversammlung, bei dem ein Ausschließungsgrund
nach Absatz 3 vorliegt, darf die Akteneinsicht nicht gewährt werden.

(3) Bezirksverordnete dürfen an Beratungen und Entscheidungen
nicht mitwirken, wenn Gründe vorliegen, die zum Ausschluss vom
Verwaltungsverfahren nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz füh-
ren würden. Gleiches gilt für Bezirksverordnete in Angelegenheiten,
in denen sie als Dienstkräfte einer Senatsverwaltung vorbereitend
oder entscheidend unmittelbar Aufgaben der Bezirksaufsicht oder
einer möglichen Eingriffsentscheidung (§ 3 Abs. 2 Buchstabe b) ge-
genüber der Bezirksverwaltung wahrnehmen oder wahrgenommen
haben.

(4) Die Bezirksverordneten erhalten Aufwandsentschädigung und
Erstattung der Reisekosten. Das Nähere regelt das Gesetz über die
Entschädigung der Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlun-
gen, der Bürgerdeputierten und sonstiger ehrenamtlich tätiger Perso-
nen.

§ 12

Zuständigkeit der Bezirksverordnetenversammlung

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung bestimmt die Grundlini-
en der Verwaltungspolitik des Bezirks im Rahmen der Rechtsvor-
schriften und der vom Senat oder den einzelnen Mitgliedern des Se-
nats erlassenen Verwaltungsvorschriften. Sie regt Verwaltungshan-
deln an durch Empfehlungen und Ersuchen, kontrolliert die Führung
der Geschäfte des Bezirksamts, entscheidet in den ihr vorbehaltenen
Angelegenheiten und nimmt die in diesem Gesetz vorgesehenen
Wahlen, Abberufungen und Feststellungen vor. Sie kann über alle
Angelegenheiten vom Bezirksamt jederzeit Auskunft verlangen.

(2) Die Bezirksverordnetenversammlung entscheidet über

1. den Bezirkshaushaltsplan (§ 4 Abs. 1) und die Genehmigung von
über- und außerplanmäßigen Ausgaben;

2. die Verwendung von Sondermitteln der Bezirksverordnetenver-
sammlung;

3. die Genehmigung der Bezirkshaushaltsrechnung (§ 4 Abs. 3) un-
beschadet der Entlastung durch das Abgeordnetenhaus auf
Grund der Haushalts- und Vermögensrechnung;

4. Rechtsverordnungen zur Festsetzung von Bebauungsplänen,
Landschaftsplänen und anderen baurechtlichen Akten, die nach
Bundesrecht durch Satzung zu regeln sind, sowie von natur-
schutzrechtlichen Veränderungsverboten, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist;

5. die Zustimmung zu Grenzberichtigungen (§ 1 Abs. 2);

6. die Zustimmung zu Betriebssatzungen der Eigenbetriebe (§ 2
Abs. 1 Satz 2 des Eigenbetriebsgesetzes);

7. die Zustimmung zum Erwerb und zur Veräußerung von Beteili-
gungen an privatrechtlichen Unternehmen (§ 65 Abs. 7 der Lan-
deshaushaltsordnung);

8. die bezirkliche Anmeldung zur Investitionsplanung;

9. eine Bereichsentwicklungsplanung nach dem Gesetz zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs, Anträge des Bezirks zur Änderung
der Flächennutzungsplanung;

10. die Errichtung, Übernahme und Auflösung bezirklicher Einrich-
tungen oder ihre Übertragung an andere Träger;

11. Angelegenheiten, die der Bezirksverordnetenversammlung
durch besondere Rechtsvorschrift zugewiesen sind.

(3) Die Bezirksverordnetenversammlung kann nach voraufgegan-
gener Kontrolle (§ 17) oder im Falle des § 13 Abs. 2 Entscheidungen
des Bezirksamts aufheben und selbst entscheiden; bereits entstande-
ne Rechte Dritter bleiben unberührt. Ausgenommen sind

1. Einzelpersonalangelegenheiten;

2. der Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken;

3. die ärztlich, zahnärtzlich und tierärztlich bestimmten Tätigkei-
ten;

4. die Durchführung und Sicherung der Erfüllung der Schulpflicht;

5. Ordnungsangelegenheiten.

§ 13

Empfehlungen und Ersuchen der
Bezirksverordnetenversammlung

(1) Hat die Bezirksverordnetenversammlung eine Empfehlung
oder ein Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet, so hat das Bezirks-
amt seine Maßnahmen der Bezirksverordnetenversammlung unver-
züglich zur Kenntnis zu bringen. Soweit dem angeregten Verwal-
tungshandeln nicht entsprochen wird, hat das Bezirksamt die Gründe
dafür mitzuteilen. In Einzelpersonalangelegenheiten sind Empfeh-
lungen und Ersuchen ausgeschlossen.

(2) Maßnahmen, die dem angeregten Verwaltungshandeln nicht
voll entsprechen, sind nicht vor Kenntnisnahme durch die Bezirks-
verordnetenversammlung zu vollziehen. Das gilt nicht in Fällen, die
keinen Aufschub zulassen oder soweit gemäß § 12 Abs. 3 Satz 2 eine
Entscheidung der Bezirksverordnetenversammlung ausgeschlossen
ist.

(3) In allen Angelegenheiten, die für den Bezirk von Bedeutung
sind, deren Erledigung aber nicht in die bezirkliche Zuständigkeit
fällt, kann die Bezirksverordnetenversammlung Empfehlungen aus-
sprechen; dazu können die Bezirksverordnetenversammlung oder
ihre Ausschüsse von den zuständigen Stellen die erforderlichen Aus-
künfte verlangen. Das Bezirksamt setzt sich bei den zuständigen
Stellen für die Verwirklichung der Empfehlung ein und unterrichtet
die Bezirksverordnetenversammlung über das Ergebnis.

§ 14

Teilnahme des Bezirksamts

(1) Das Bezirksamt ist zu den Sitzungen der Bezirksverordneten-
versammlung und ihrer Ausschüsse einzuladen.

(2) Die Bezirksverordnetenversammlung und ihre Ausschüsse
können die Anwesenheit der Mitglieder des Bezirksamts fordern.

(3) Der Bezirksbürgermeister oder sein Vertreter können vor Ein-
tritt in die Tagesordnung unabhängig von den Gegenständen der Be-
ratung das Wort ergreifen. Den Mitgliedern des Bezirksamts ist auf
Verlangen jederzeit zu den Punkten der Tagesordnung das Wort zu
erteilen.

(4) Die Mitglieder des Bezirksamts unterstehen in den Sitzungen
der Ordnungsgewalt des Bezirksverordnetenvorstehers oder des
Vorsitzenden des Ausschusses.

§ 15

Unterrichtung der Bezirksverordnetenversammlung

Das Bezirksamt unterrichtet die Bezirksverordnetenversammlung
rechtzeitig und umfassend über die Führung der Geschäfte und die
künftigen Vorhaben. Dazu gehören auch abzuschließende Ziel- und
Servicevereinbarungen.

§ 16

Wahlen und Abberufungen durch die
Bezirksverordnetenversammlung

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung wählt

a) die Mitglieder des Bezirksamts (§ 35 Abs. 1),

b) die Bürgerdeputierten (§ 21),

c) alle ehrenamtlich tätigen Bürger, soweit ihre Wahl den Bezirken
zusteht und Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestim-
men, 

d) die Vertreter und deren Stellvertreter im Verwaltungsrat von
Eigenbetrieben (§ 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 5 Satz 2 des
Eigenbetriebsgesetzes),

e) den Patientenfürsprecher (§ 14 Abs. 1 des Landeskrankenhaus-
gesetzes).

(2) Die Bezirksverordnetenversammlung kann vorzeitig abberu-
fen

a) die Mitglieder des Bezirksamts (§ 35 Abs. 3),
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b) die Bürgerdeputierten (§ 24 Abs. 3),
c) die sonstigen von ihr gewählten ehrenamtlich tätigen Bürger

nach Maßgabe der dafür geltenden Rechtsvorschriften,
d) die Vertreter und deren Stellvertreter im Verwaltungsrat von Ei-

genbetrieben (§ 6 Abs. 5 Satz 3 des Eigenbetriebsgesetzes),
e) den Patientenfürsprecher (§ 14 Abs. 1 des Landeskrankenhaus-

gesetzes).

§ 17
Kontrolle durch die Bezirksverordnetenversammlung

(1) In Ausübung der Kontrolle kann die Bezirksverordnetenver-
sammlung feststellen, ob gegen die Führung der Geschäfte Einwen-
dungen zu erheben sind.

(2) Einem Ausschuss ist auf Verlangen vom Bezirksamt Auskunft
zu erteilen und Einsicht in die Akten zu gewähren. Das Bezirksamt
darf die Einsichtnahme verweigern, wenn es durch Beschluss fest-
stellt, dass das Bekanntwerden der Akten dem Wohle des Bundes
oder eines deutschen Landes erhebliche Nachteile bereiten würde; es
hat dies vor dem Ausschuss schlüssig zu begründen.

(3) Der Ausschuss für Eingaben und Beschwerden ist berechtigt,
a) den Petenten und andere Personen anzuhören,
b) Auskünfte von Behörden, Anstalten, Eigenbetrieben und juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts des Landes Berlin zu
verlangen, wenn es der Gesamtzusammenhang der Angelegen-
heit erfordert,

c) Ortsbesichtigungen vorzunehmen.
Der Ausschuss entscheidet über die der Bezirksverordnetenver-
sammlung zugeleiteten Eingaben und Beschwerden nach pflicht-
gemäßem Ermessen und unterrichtet die Petenten darüber. Näheres
regelt die Geschäftsordnung der Bezirksverordnetenversammlung in
Anlehnung an das Gesetz über die Behandlung von Petitionen an das
Abgeordnetenhaus von Berlin (Petitionsgesetz).

(4) Der Ausschuss für Eingaben und Beschwerden befindet auch
über Petitionen, die ihm der Petitionsausschuss des Abgeordneten-
hauses zuweist, weil sie in den Zuständigkeitsbereich der Bezirks-
verwaltung fallen. Eingaben und Beschwerden, die nicht in den Zu-
ständigkeitsbereich der Bezirksverwaltung fallen, kann der Aus-
schuss an den Petitionsausschuss des Abgeordnetenhauses abgeben.

§ 18
Beanstandung von Beschlüssen der
Bezirksverordnetenversammlung

Verstößt ein Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung ge-
gen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften oder gegen eine Eingriffs-
entscheidung (§ 3 Abs. 2 Buchstabe b), so hat das Bezirksamt binnen
zwei Wochen den Beschluss unter Angabe der Gründe mit aufschie-
bender Wirkung zu beanstanden. Gegen die Beanstandung kann die
Bezirksverordnetenversammlung über das Bezirksamt binnen eines
Monats die Entscheidung der Bezirksaufsichtsbehörde beantragen.
Die Entscheidung ergeht nach Anhörung beider Seiten.

3. ABSCHNITT
Die Bürgerdeputierten

§ 19
(aufgehoben)

§ 20
Bürgerdeputierte

Bürgerdeputierte sind sachkundige Bürger, die stimmberechtigt
an der Arbeit der Ausschüsse der Bezirksverordnetenversammlung
teilnehmen. Auch Ausländer können Bürgerdeputierte werden.

§ 21
Wahl der Bürgerdeputierten

(1) Die Bürgerdeputierten werden auf Grund von Wahlvorschlä-
gen der Fraktionen gewählt. Die Vorschläge sollen mindestens dop-
pelt soviel Bewerber enthalten, wie auf die einzelnen Fraktionen Sit-

ze entfallen. Stellvertreter der gewählten Bürgerdeputierten sind die
auf demselben Wahlvorschlag an nächster Stelle stehenden Perso-
nen. Scheidet ein Bürgerdeputierter aus, so tritt an seine Stelle der
nächste Stellvertreter. Ist der Wahlvorschlag erschöpft, haben seine
Unterzeichner ihn mindestens in dem für das Nachrücken erforderli-
chen Umfang zu ergänzen.

(2) Die Wahl erfolgt für die Wahlperiode der Bezirksverordneten-
versammlung.

§ 22

Voraussetzungen für Bürgerdeputierte

Bürgerdeputierter oder Stellvertreter kann nur werden, wer

a) das 18. Lebensjahr vollendet hat,

b) seine Hauptwohnung in Berlin hat,

c) nicht dem Abgeordnetenhaus oder einer Bezirksverordnetenver-
sammlung angehört,

d) nicht in derselben Bezirksverwaltung als Beamter oder Ange-
stellter tätig ist,

e) nicht Mitglied oder Prüfer des Rechnungshofs ist.

§ 23

Entschädigung der Bürgerdeputierten

Die Bürgerdeputierten und ihre Stellvertreter erhalten eine Auf-
wandsentschädigung nach Maßgabe des Gesetzes über die Entschä-
digung der Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen, der
Bürgerdeputierten und sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen.

§ 24

Vorzeitige Beendigung des Amts als Bürgerdeputierter

(1) Das Amt als Bürgerdeputierter oder Stellvertreter endet vor-
zeitig

a) durch Verzicht,

b) mit Verlust des Wahlrechts, bei Ausländern mit Eintritt von
Gründen, nach denen ein Wahlberechtigter vom Wahlrecht aus-
geschlossen wäre,

c) mit dem Wegfall der Voraussetzungen (§ 22),

d) mit der Aufhebung eines Ausschusses durch die Bezirksverord-
netenversammlung.

(2) Das Amt als Bürgerdeputierter oder Stellvertreter endet ferner,
wenn nachträglich festgestellt wird, dass die Voraussetzungen nicht
vorgelegen hatten oder weggefallen waren, und zwar vom Zeitpunkt
der Feststellung an.

(3) Die Bezirksverordnetenversammlung kann mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln ihrer verfassungsmäßigen Mitgliederzahl einen
Bürgerdeputierten oder Stellvertreter vor Beendigung der Amtszeit
abberufen.

§ 25

Verfahren bei der Feststellung der vorzeitigen
Beendigung und beim Verzicht

(1) Die Feststellung, dass und zu welchem Zeitpunkt das Amt ei-
nes Bürgerdeputierten oder Stellvertreters beendet ist, trifft die Be-
zirksverordnetenversammlung.

(2) Gegen die Feststellung gemäß Absatz 1 steht dem Betroffenen
die Klage im Verwaltungsstreitverfahren zu.

(3) Der Verzicht (§ 24 Abs. 1 Buchstabe a) ist dem Vorstand der
Bezirksverordnetenversammlung schriftlich zu erklären. Er kann
nicht widerrufen werden.
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§§ 26 bis 32

(aufgehoben)

§ 33

Jugendhilfeausschuss

Der Jugendhilfeausschuss ist zugleich der Ausschuss der Bezirks-
verordnetenversammlung für den Geschäftsbereich Jugend des Be-
zirksamts.

4. ABSCHNITT
Das Bezirksamt

§ 34

Zusammensetzung des Bezirksamts

(1) Das Bezirksamt besteht aus dem Bezirksbürgermeister und
fünf Bezirksstadträten, von denen einer zugleich zum stellvertreten-
den Bezirksbürgermeister gewählt wird. Die Amtszeit des neuge-
wählten Bezirksamtes beginnt, sobald der Bezirksbürgermeister und
mindestens drei weitere Bezirksamtsmitglieder gewählt und ernannt
sind; die fehlenden Mitglieder sind unverzüglich nachzuwählen.

(2) Die Mitglieder des Bezirksamts sind hauptamtlich tätig. Ihre
Rechtsstellung wird durch Gesetz geregelt.

(3) An den Sitzungen des Bezirksamts nehmen der Leiter des
Rechtsamts oder sein Stellvertreter und der Leiter des Steuerungs-
dienstes oder sein Stellvertreter mit beratender Stimme teil. Der Ver-
treter des Rechtsamts muss die Befähigung zum Richteramt nach
dem Deutschen Richtergesetz besitzen. 

§ 35 

Wahl und Abberufung der Bezirksamtsmitglieder

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung wählt die Mitglieder des
Bezirksamts für die Dauer der Wahlperiode (§ 5).

(2) Das Bezirksamt soll aufgrund der Wahlvorschläge der Frakti-
onen entsprechend ihrem nach dem Höchstzahlverfahren (d’Hondt)
berechneten Stärkeverhältnis in der Bezirksverordnetenversamm-
lung gebildet werden. Bei der Wahl des Bezirksbürgermeisters gel-
ten gemeinsame Wahlvorschläge von mehreren Fraktionen als Wahl-
vorschläge einer Fraktion; diese sind auf die Wahlvorschlagsrechte
der an dem gemeinsamen Wahlvorschlag beteiligten Fraktionen an-
zurechnen. Bei Gleichheit der Höchstzahlen entscheidet das auf der
Grundlage der erzielten Wählerstimmen nach dem Höchstzahlver-
fahren (d’Hondt) berechnete Stärkeverhältnis. Ergeben sich danach
erneut gleiche Höchstzahlen, so entscheidet das Los. Die Sätze 1
bis 4 treten am 1. Januar 2010 außer Kraft. 

(3) Die Bezirksverordnetenversammlung kann mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln ihrer verfassungsmäßigen Mitgliederzahl ein Mit-
glied des Bezirksamts vor Beendigung seiner Amtszeit abberufen.
Über die Abberufung ist nach zweimaliger Beratung abzustimmen.
Die zweite Beratung darf frühestens zwei Wochen nach der ersten er-
folgen. 

§ 36

Aufgaben des Bezirksamts 

(1) Das Bezirksamt ist die Verwaltungsbehörde des Bezirks. Es
gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Dem Bezirksamt obliegt insbesondere

a) die Vertretung des Landes Berlin in Angelegenheiten des Be-
zirks;

b) die Einbringung von Vorlagen bei der Bezirksverordnetenver-
sammlung (§§ 12, 13, 15, 16);

c) die Festsetzung von Bebauungsplänen, Landschaftsplänen und
anderen baurechtlichen Akten, die nach Bundesrecht durch Sat-
zung zu regeln sind, sowie von naturschutzrechtlichen Verände-
rungsverboten, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist;

d) die Bestellung und Abberufung von Vertretern und ihren Stell-
vertretern im Verwaltungsrat von Eigenbetrieben (§ 6 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 und Abs. 5 Satz 2 und 3 des Eigenbetriebsgesetzes);

e) die Durchführung der Beschlüsse der Bezirksverordnetenver-
sammlung (§§ 12 und 13);

f) die rechtzeitige und umfassende Unterrichtung der Bezirksver-
ordnetenversammlung über die Führung der Geschäfte und die
künftigen Vorhaben einschließlich der abzuschließenden Ziel-
und Servicevereinbarungen (§ 15);

g) die Beanstandung von Beschlüssen der Bezirksverordnetenver-
sammlung (§ 18);

h) die Wahrnehmung der Angelegenheiten, für die nicht die Zu-
ständigkeit der Bezirksverordnetenversammlung begründet ist;

i) die Aufgaben der Dienstbehörde für die Beamten, Angestellten
und Arbeiter des Bezirks; die Stellungnahme zur Versetzung von
Beamten, Angestellten und Arbeitern der Bezirksverwaltung in
die Hauptverwaltung oder eine andere Bezirksverwaltung und
umgekehrt;

k) die Verteilung der Geschäftsbereiche unter die Mitglieder des
Bezirksamts (§ 38 Abs. 1);

l) die Entscheidung über Meinungsverschiedenheiten zwischen
Mitgliedern des Bezirksamts;

m) die Wahrnehmung der Angelegenheiten, die dem Bezirksamt
durch besondere Rechtsvorschrift zugewiesen sind.

(3) In den Angelegenheiten nach Absatz 2 Buchstabe b, c, g, k
und l beschließt das Bezirksamt; im Übrigen richtet sich die Führung
der Geschäfte nach § 38 Abs. 2. 

§ 37
Organisation; Geschäftsverteilung des Bezirksamts

(1) Das Bezirksamt gliedert sich entsprechend § 2 des Verwal-
tungsreform-Grundsätze-Gesetzes in nicht mehr als 15 Leistungs-
und Verantwortungszentren (Ämter), nicht mehr als sechs Service-
einheiten, den Steuerungsdienst und das Rechtsamt. § 2 Abs. 3 des
Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes bleibt unberührt.

(2) Leistungs- und Verantwortungszentren werden für folgende
Aufgabenbereiche eingerichtet (Kern-Ämter), in denen die dort
fachlich zugeordneten Leistungen des bezirklichen Produktkatalogs
(Aufgabenspektrum) erbracht werden:
  1. Bürgerdienste (einschließlich Bürgerämter)
  2. Jugend
  3. Gesundheit
  4. Soziales
  5. Bildung, Schule, Kultur
  6. Wirtschaft
  7. Planen, Vermessen
  8. Bauen
  9. Umwelt, Natur
10. Ordnungsamt.
Bei besonderen bezirklichen Gegebenheiten können diese Leis-
tungs- und Verantwortungszentren unter Beibehaltung der Grund-
strukturen geteilt oder um nicht benannte Aufgabenbereiche ergänzt
werden. Leistungs- und Verantwortungszentren, deren Aufgabenbe-
reiche überwiegend aus Ordnungsangelegenheiten bestehen, können
mit dem Ordnungsamt zusammengelegt werden. Von der einheitli-
chen Struktur kann nach Maßgabe von § 3 Abs. 3 des Verwaltungs-
reform-Grundsätze-Gesetzes vom 17. Mai 1999 (GVBl. S. 171), das
zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 3. November 2005 (GVBl.
S. 686) geändert worden ist, abgewichen werden.

(3) Nimmt der Bezirk Aufgaben auch für andere Bezirke wahr (§ 3
Abs. 3 des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes), so können dafür
weitere Leistungs- und Verantwortungszentren und Serviceeinheiten
gebildet werden.

(4) Die Bürgerämter sind als zentrale Anlaufstellen für alle Anlie-
gen der Bürgerinnen und Bürger zu entwickeln. Dort sollen die in der
Bezirksverwaltung nachgefragten Dienstleistungen zusammenge-
fasst und abschließend bearbeitet werden. Zusätzliche Behördengän-
ge sollen vermieden werden. Der Senat kann durch Verwaltungsvor-
schriften die in jedem Bürgeramt mindestens zu erledigenden Auf-
gaben bestimmen. Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist
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zulässig, soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben durch das
Bürgeramt erforderlich ist. Der Umfang der zu verarbeitenden Daten
richtet sich nach den für die jeweilige Aufgabe geltenden Befugnis-
regelungen.

(5) Neben den Bürgerämtern wird eine Organisationseinheit für
Wirtschaftsberatung/-förderung gebildet. Sie wird an allen die Auf-
gabenstellung berührenden wesentlichen Planungen beteiligt. In die-
sem Rahmen koordiniert sie als bezirkliche Anlauf- und Beratungs-
stelle für Unternehmen und Existenzgründer insbesondere Genehmi-
gungsverfahren, fördert die zügige Bearbeitung und wacht über die
Einhaltung von Bearbeitungsfristen.

(6) In den Ordnungsämtern werden insbesondere die Ordnungs-
aufgaben zusammengefasst, die die Sicherstellung der Ordnung im
öffentlichen Raum betreffen.

(7) Für Angelegenheiten, bei denen in der Regel ordnungsrechtli-
che Genehmigungen von mehreren Stellen eingeholt werden müs-
sen, wird eine zentrale Anlauf- und Beratungsstelle eingerichtet, die
die zügige Bearbeitung fördert und die Einhaltung der Bearbeitungs-
fristen überwacht. Die zentrale Anlauf- und Beratungsstelle kann
mit der Beratungsstelle des Bürgeramts verbunden werden.

(8) Der Steuerungsdienst berät und unterstützt das Bezirksamt und
jedes Mitglied.

(9) Die Organisation der Bezirksverwaltung im gesetzlichen Rah-
men ist Aufgabe des Bezirksamts. Es bildet aus allen Organisations-
einheiten sechs Geschäftsbereiche (Abteilungen). Dabei werden der
Steuerungsdienst und das Rechtsamt dem Geschäftsbereich des Be-
zirksbürgermeisters zugeordnet.

(10) Zielvereinbarungen schließt das für das Leistungs- und Ver-
antwortungszentrum zuständige Mitglied des Bezirksamtes entspre-
chend § 38 Abs. 2 ab.

§ 38

Geschäftsverteilung und Aufgaben
der Mitglieder des Bezirksamts

(1) Das Bezirksamt überträgt jedem Mitglied die Leitung eines
Geschäftsbereichs. 

(2) In ihrem Geschäftsbereich führen die Mitglieder des Bezirks-
amts die Geschäfte im Namen des Bezirksamts. Das Bezirksamt
kann sich die Erledigung einzelner Geschäfte oder einzelner Grup-
pen von Geschäften vorbehalten.

§ 39

Aufgaben des Bezirksbürgermeisters

(1) Der Bezirksbürgermeister führt den Vorsitz im Bezirksamt.
Bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag.

(2) Der Bezirksbürgermeister übt die Dienstaufsicht über die Be-
zirksstadträte aus.

(3) Der Bezirksbürgermeister ist Mitglied des Rats der Bürger-
meister. 

(4) Verstößt ein Beschluss des Bezirksamts gegen Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften oder gegen eine Eingriffsentscheidung (§ 3
Abs. 2 Buchstabe b), so hat der Bezirksbürgermeister binnen zwei
Wochen den Beschluss unter Angabe der Gründe mit aufschiebender
Wirkung zu beanstanden. Gegen die Beanstandung kann das Be-
zirksamt binnen zwei Wochen die Entscheidung der Bezirksauf-
sichtsbehörde beantragen. Die Entscheidung ergeht nach Anhörung
beider Seiten. 

5. ABSCHNITT
Wahrnehmung und Kontrolle einzelner

Aufgaben durch einen oder mehrere Bezirke

§ 39a

Beteiligung der Bezirksverordneten-
versammlungen und der Bezirksämter

(1) Bei der Wahrnehmung einzelner Aufgaben durch einen Bezirk
oder mehrere Bezirke soll die örtlich zuständige Bezirksverordne-
tenversammlung die Kontrolle über die Führung der Geschäfte

durch das Bezirksamt im Benehmen mit den Bezirksverordnetenver-
sammlungen der Bezirke ausüben, deren Einwohner von der Ge-
schäftsführung betroffen werden.

(2) Die beteiligten Bezirksämter unterrichten sich gegenseitig
über die Wahrnehmung dieser Angelegenheiten.

6. ABSCHNITT
Mitwirkung der Einwohnerschaft

§ 40

Mitwirkung der Einwohnerschaft

Die Mitwirkung der Einwohnerinnen und Einwohner ist ein Prin-
zip der Selbstverwaltung der Bezirke. Die Bezirksverordnetenver-
sammlung und das Bezirksamt fördern die Mitwirkung der Einwoh-
nerschaft an der Wahrnehmung der bezirklichen Aufgaben.

§ 41 

Unterrichtung der Einwohnerschaft

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung und das Bezirksamt sind
verpflichtet, die Einwohnerinnen und Einwohner über die allgemein
bedeutsamen Angelegenheiten des Bezirks, über städtische Angele-
genheiten, soweit sie den Bezirk betreffen, und über ihre Mitwir-
kungsrechte zu unterrichten.

(2) Bei wichtigen Planungen und Vorhaben des Bezirks, die das
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Wohl der Einwohnerinnen
und Einwohner nachhaltig berühren, insbesondere beim Haushalts-
plan und bei mittel- und längerfristigen Entwicklungskonzeptionen
oder -plänen, unterrichtet das Bezirksamt die Einwohnerschaft
rechtzeitig und in geeigneter Form über die Grundlagen sowie Ziele,
Zwecke und Auswirkungen. Den Einwohnerinnen und Einwohnern
soll Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden. Die Vorschriften
über eine förmliche Beteiligung oder Anhörung bleiben unberührt.

(3) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Bezirksverord-
netenversammlung sowie der öffentlich tagenden Ausschüsse sind
rechtzeitig öffentlich bekannt, die Beschlussvorlagen und gefassten
Beschlüsse einsehbar zu machen. Das Nähere regelt die Geschäfts-
ordnung. 

§ 42

Einwohnerversammlung

Zur Erörterung von wichtigen Bezirksangelegenheiten können mit
der betroffenen Einwohnerschaft Einwohnerversammlungen durch-
geführt werden. Einwohnerversammlungen werden von der Vorste-
herin oder dem Vorsteher der Bezirksverordnetenversammlung ein-
berufen, wenn die Bezirksverordnetenversammlung dies verlangt
oder der Antrag einer Einwohnerin oder eines Einwohners auf
Durchführung einer Einwohnerversammlung von einem Drittel der
Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlung unterstützt wird.
Das Bezirksamt kann ebenfalls Einwohnerversammlungen einberu-
fen.

§ 43

Einwohnerfragestunde

Die Bezirksverordnetenversammlung kann Einwohnerfragestun-
den einrichten. Das Bezirksamt ist verpflichtet, in der Einwohnerfra-
gestunde Stellung zu nehmen. Die Einwohnerfragestunde ist Be-
standteil der öffentlichen Sitzung der Bezirksverordnetenversamm-
lung. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 44

Einwohnerantrag

(1) In allen Angelegenheiten, zu denen die Bezirksverordneten-
versammlung nach den §§ 12 und 13 Beschlüsse fassen kann, haben
die Einwohnerinnen und Einwohner des Bezirks, die das 16. Lebens-
jahr vollendet haben, das Recht, Empfehlungen an die Bezirksver-
ordnetenversammlung zu richten (Einwohnerantrag).

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der Bezirksverordnetenversamm-
lung einzureichen. Das Bezirksamt prüft im Auftrag der Bezirksver-
ordnetenversammlung unverzüglich die Einhaltung der formalen
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Zulässigkeitskriterien. Den Kontaktpersonen kann von der Vorstehe-
rin oder dem Vorsteher eine angemessene Frist zur Behebung festge-
stellter Zulässigkeitsmängel gesetzt werden, soweit diese nicht die
Zahl der einzureichenden Unterschriften betrifft und wenn dies ohne
eine Änderung des Gegenstandes des Antrags möglich ist. Nach Ab-
schluss der Prüfung ist das Ergebnis der Bezirksverordnetenver-
sammlung vorzulegen. Die Vorsteherin oder der Vorsteher stellt die
Zulässigkeit des Antrags fest oder weist ihn zurück.

(3) Der Einwohnerantrag ist nur zulässig, wenn er von mindestens
einem Prozent der Einwohnerinnen und Einwohner des Bezirks un-
terschrieben ist. Der Einwohnerantrag muss schriftlich abgefasst
sein und ein abstimmungsfähiges Begehren mit einer Begründung
enthalten. Im Antrag sind bis zu drei Personen zu benennen, die die
Unterzeichnerinnen und Unterzeichner des Antrags vertreten (Kon-
taktpersonen).

(4) Der Wortlaut des Antrags ist auf der Unterschriftsliste oder
dem Unterschriftsbogen voranzustellen. Unterschriften sind ungül-
tig, wenn sie 

1. unleserlich sind,

2. die Person des Unterzeichnenden nicht zweifelsfrei nach Na-
men, Anschrift und Geburtsdatum erkennen lassen,

3. ohne Angabe des Datums der Unterschrift geleistet worden sind
oder

4. ohne Unterschriftsberechtigung geleistet worden sind.

(5) Über einen zulässigen Einwohnerantrag entscheidet die Be-
zirksverordnetenversammlung unverzüglich, spätestens jedoch in-
nerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags. Die Kontakt-
personen der Antragsteller haben das Recht auf Anhörung in der Be-
zirksverordnetenversammlung und in ihren Ausschüssen.

7. ABSCHNITT
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

§ 45

Bürgerbegehren

(1) Die wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger eines Bezirks
können in allen Angelegenheiten, in denen die Bezirksverordneten-
versammlung nach den §§ 12 und 13 Beschlüsse fassen kann, einen
Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). In den Angelegen-
heiten des § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 sind ausschließlich Anträge mit
empfehlender oder ersuchender Wirkung entsprechend den §§ 13
und 47 Abs. 3 zulässig. In Angelegenheiten des § 12 Abs. 2 Nr. 4
sind ausschließlich Anträge mit empfehlender oder ersuchender
Wirkung zulässig, soweit die Entscheidung über den Gegenstand
mittels Bürgerentscheid gegen Bundes- oder Landesgesetze ver-
stößt. Bürgerbegehren und Bürgerentscheide sind nicht deswegen
unzulässig, weil sie finanzwirksam sind.

(2) Bürgerinnen und Bürger, die beabsichtigen, ein Bürgerbegeh-
ren durchzuführen, teilen dies dem Bezirksamt schriftlich mit. Sie
können sich durch das Bezirksamt beraten lassen. Die Beratung soll
die formalen und materiellen Zulässigkeitsvoraussetzungen umfas-
sen. Das Bürgerbegehren muss eine mit „Ja“ oder „Nein“ zu ent-
scheidende Fragestellung enthalten und drei Vertrauensleute benen-
nen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu vertreten. Rechtli-
che Bedenken sind den Vertrauenspersonen unabhängig von Zeit-
punkt und Inanspruchnahme der Beratung unverzüglich mitzuteilen.
Das Bezirksamt erstellt umgehend eine Einschätzung über die Kos-
ten, die sich aus der Verwirklichung des mit dem Bürgerbegehren
verfolgten Anliegens ergeben würden. Die Antragstellerinnen und
Antragsteller sind verpflichtet, die geschätzten Kosten auf den Un-
terschriftslisten oder Unterschriftsbögen anzugeben und dem Be-
zirksamt den Beginn der Unterschriftensammlung schriftlich unter
Einreichung eines Musterbogens anzuzeigen. Gebühren und Ausla-
gen werden nicht erhoben. Nach Anzeige des Bürgerbegehrens ent-
scheidet das Bezirksamt innerhalb eines Monats über die Zulässig-
keit des Bürgerbegehrens. Gegen die Entscheidung über die Unzu-
lässigkeit eines Bürgerbegehrens können die Vertrauensleute Klage
vor dem Verwaltungsgericht erheben.

(3) Ein Bürgerbegehren ist zustande gekommen, wenn es spätes-
tens bis sechs Monate nach Feststellung der Zulässigkeit von drei

Prozent der bei der letzten Wahl zur Bezirksverordnetenversamm-
lung festgestellten Zahl der Wahlberechtigten unterstützt wurde. Un-
terschriftsberechtigt sind die Wahlberechtigten, die zum Zeitpunkt
der Unterschrift das Wahlrecht zur Bezirksverordnetenversammlung
besitzen.

(4) Über das Zustandekommen eines Bürgerbegehrens entscheidet
das Bezirksamt innerhalb eines Monats nach Einreichung der für das
Bürgerbegehren erforderlichen Unterschriften. Stellt das Bezirksamt
fest, dass das Bürgerbegehren nicht zustande gekommen ist, können
die Vertrauensleute Klage vor dem Verwaltungsgericht erheben.

(5) Ist das Zustandekommen eines Bürgerbegehrens festgestellt,
dürfen die Organe des Bezirks bis zur Durchführung des Bürgerent-
scheids weder eine dem Bürgerbegehren entgegenstehende Ent-
scheidung treffen noch mit dem Vollzug einer solchen Entscheidung
beginnen, es sei denn, hierzu besteht eine rechtliche Verpflichtung.

§ 46
Bürgerentscheid

(1) Spätestens vier Monate nach der Entscheidung über das Zu-
standekommen eines Bürgerbegehrens wird über den Gegenstand
des Bürgerbegehrens ein Bürgerentscheid durchgeführt, sofern die
Bezirksverordnetenversammlung dem Anliegen des Bürgerbegeh-
rens nicht innerhalb von zwei Monaten unverändert oder in einer
Form, die von den benannten Vertrauensleuten gebilligt wird, zu-
stimmt. Die Bezirksverordnetenversammlung kann im Rahmen des
Bürgerentscheids eine konkurrierende Vorlage zur Abstimmung un-
terbreiten.

(2) Das Bezirksamt setzt den Abstimmungstermin auf einen Sonn-
oder Feiertag fest. Die Abstimmungsberechtigten werden durch das
Bezirksamt über den Termin des Bürgerentscheids informiert. Jeder
Haushalt des Bezirks, in dem eine Wahlberechtigte oder ein Wahlbe-
rechtigter wohnt, erhält eine Information in Form einer amtlichen
Mitteilung, in der die Argumente der Initiatorinnen oder Initiatoren
und der Bezirksverordnetenversammlung im gleichen Umfang dar-
zulegen sind und in der auf weitere Informationsmöglichkeiten hin-
gewiesen wird. Die Mitteilung enthält zudem die geschätzten Kosten
gemäß § 45 Abs. 2.

(3) Beim Bürgerentscheid ist jede zur Bezirksverordnetenver-
sammlung wahlberechtigte Person stimmberechtigt. Über ein Be-
gehren kann nur mit „Ja“ oder „Nein“ entschieden werden. Soll über
mehrere Gegenstände am gleichen Abstimmungstag entschieden
werden, ist die Verbindung zu einer Vorlage unzulässig. Auch bei
konkurrierenden Vorlagen zum gleichen Gegenstand können die Ab-
stimmungsberechtigten jede Vorlage einzeln annehmen oder ableh-
nen; sie können zusätzlich darüber befinden, welche Vorlage vorge-
zogen wird. Die Möglichkeit der brieflichen Abstimmung ist zu ge-
währleisten.

(4) Die Bezirksverordnetenversammlung kann mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln ihrer Mitglieder beschließen, dass über eine Ange-
legenheit in Sinne von § 45 Abs. 1 ein Bürgerentscheid stattfindet.

(5) Die Bestimmungen des Landeswahlgesetzes und der Landes-
wahlordnung über das Wahlrecht, die Ausübung des Wahlrechts, die
Wahlbenachrichtigung, die Ausgabe von Wahlscheinen, die Bezirks-
wahlleiter, die Wahlverzeichnisse, die Stimmbezirke, die Wahlloka-
le, den Ablauf der Wahl, die Briefwahl, die in den Wahllokalen eh-
renamtlich tätigen Personen sowie über die Nachwahl und Wieder-
holungswahl gelten für den Bürgerentscheid entsprechend. Das Nä-
here regelt der Senat durch Rechtsverordnung. Dabei kann die Zahl
der Stimmbezirke und die Zahl der Mitglieder der Abstimmungsvor-
stände verringert werden.

§ 47
Ergebnis des Bürgerentscheids

(1) Eine Vorlage ist angenommen, wenn sich mindestens 15 Pro-
zent der bei der letzten Wahl zur Bezirksverordnetenversammlung
festgestellten Zahl der Wahlberechtigten an der Abstimmung betei-
ligt haben und sie mit der Mehrheit der gültigen Stimmen angenom-
men wurde. Bei Stimmengleichheit gilt die Vorlage als abgelehnt.

(2) Sind konkurrierende Vorlagen erfolgreich im Sinne des Absat-
zes 1, gilt die Vorlage als angenommen, die von der Mehrheit der
Abstimmenden nach § 46 Abs. 3 Satz 4 vorgezogen wurde.
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(3) War ein Bürgerentscheid erfolgreich, so hat sein Ergebnis die
Rechtswirkung (Entscheidung, Empfehlung oder Ersuchen) eines
Beschlusses der Bezirksverordnetenversammlung.

8. ABSCHNITT

Schlussbestimmungen

§ 48

Ausnahme für Diplomjuristen

Diplomjuristen im höheren Dienst des Landes Berlin, die am
3. Oktober 1990 in einem Rechtsamt tätig waren, können abweichend
von § 34 Abs. 3 Satz 2 die Aufgaben des Leiters des Rechtsamts oder
dessen Stellvertreters wahrnehmen. 

§ 49

Das Abgeordnetenhaus von Berlin überprüft den 6. und 7. Ab-
schnitt dieses Gesetzes spätestens zum 1. Januar 2010.

§ 50

Inkrafttreten; Aufhebung des Deputationsgesetzes

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1959 in Kraft.*)

(2) (überholt)

*) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen Fas-
sung vom 30. Januar 1958.
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Bekanntmachung
der Neufassung des Dritten Gesetzes zur Reform der Berliner
Verwaltung (Verwaltungsreform-Grundsätze-Gesetz – VGG)

Auf Grund des Artikels VI des Vierten Gesetzes zur Reform der
Berliner Verwaltung (4. Verwaltungsreformgesetz – 4. VerwRefG)
vom 3. November 2005 (GVBl. S. 686) wird nachstehend das Verwal-
tungsreform-Grundsätze-Gesetz vom 17. Mai 1999 (GVBl. S. 171)
unter Berücksichtigung 
des Artikels XI des Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher und
haushaltsrechtlicher Vorschriften vom 22. Juli 1999 (GVBl. S. 422),
des Artikels XIII des Zuständigkeitsneuordnungsgesetzes vom 18.
Dezember 2004 
(GVBl. S. 516),
des Artikels I des Vierten Gesetzes zur Reform der Berliner Verwal-
tung vom 3. November 2005 (GVBl. S. 686)
in der vom 16. November 2005 an geltenden Fassung bekannt ge-
macht.

Berlin, den 21. Dezember 2005

Senatsverwaltung für Inneres

Dr. K ö r t i n g

Drittes Gesetz
zur Reform der Berliner Verwaltung

(Verwaltungsreform-Grundsätze-Gesetz – VGG)
in der Fassung vom 21. Dezember 2005
G l i e d e r u n g :

Abschnitt I 

Grundsätze 

§ 1 Zweck 

§ 2 Binnenstruktur

§ 2a Ziel- und Projektvereinbarungen

§ 3 Bürgerorientierung

§ 4 Wettbewerb

§ 5 Führungsaufgaben mit Ergebnisverantwortung

§ 6 Personalmanagement

§ 7 Qualitätsmanagement

Abschnitt II

Änderung von Gesetzen

§§  8 bis 16 (Änderungsvorschriften)

Abschnitt III 

Schlussvorschriften

§ 17 Funktionsbezeichnungen

§ 18 (aufgehoben)

§ 19 Neubekanntmachung des Bezirksverwaltungsgesetzes

§ 20 Berichte

§ 21 Inkrafttreten

Abschnitt I

Grundsätze

§ 1

Zweck

(1) Die Organisation der Berliner Verwaltung ist den Veränderun-
gen gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen
und den fortschreitenden verwaltungswissenschaftlichen und be-
triebswirtschaftlichen Erkenntnissen anzupassen und fortwährend
weiterzuentwickeln; dabei sind entscheidende Prämissen die Ent-
wicklung zur Dienstleistungsverwaltung, die Kostentransparenz,
die Ziel- und Wirkungsorientierung, einschließlich Gender Main-
streaming, die interkulturelle Öffnung sowie die dezentrale Fach-
und Ressourcenverantwortung.

(2) Dieses Gesetz regelt durch seine Organisationsgrundsätze die
Einheitlichkeit der reformierten Berliner Verwaltung hinsichtlich ih-
rer Bürgerorientierung, einschließlich der Ausrichtung auf die be-
sonderen Belange der Wirtschaft, ihrer Führung und Steuerung und
ihres Personalmanagements. Dem Rechnungshof, dem Beauftragten
für Datenschutz und Informationsfreiheit sowie der Verwaltung des
Abgeordnetenhauses ist die Möglichkeit einzuräumen, sich über
Modernisierungsmaßnahmen des Senats zu informieren und ihre
Verfahrensabläufe daran zu orientieren.

§ 2

Binnenstruktur

(1) Die Behörden und nicht rechtsfähigen Anstalten der Berliner
Verwaltung („Behörden” im Sinne dieses Gesetzes) gliedern sich re-
gelmäßig in die Leitung der Behörde, in Abteilungen, Ämter oder
entsprechende Einheiten, in eine oder mehrere Serviceeinheiten und
in den Steuerungsdienst. Die Leistungs- und Verantwortungszentren
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werden in den Senatsverwaltungen und der Senatskanzlei als Abtei-
lung, in den Bezirksämtern als Ämter bezeichnet.

(2) Die Abteilungen und Ämter werden grundsätzlich als Leis-
tungs- und Verantwortungszentren organisiert. In den Leistungs- und
Verantwortungszentren werden mit dem Ziel einer dezentralen Fach-
und Ressourcenverantwortung zusammengehörende oder mehrere
kleine Aufgabenbereiche mit dem Ziel einer ganzheitlichen Aufga-
benwahrnehmung gebündelt. Ihnen werden die personellen und
sächlichen Mittel zur Aufgabenerfüllung zugeordnet; sie sind für ih-
re Arbeitsergebnisse und den wirksamen und wirtschaftlichen Ein-
satz der Mittel verantwortlich. Einzelheiten zur Aufgabenerfüllung
und zu Umfang und Art der personellen und sächlichen Mittel wer-
den in Zielvereinbarungen zwischen der Behördenleitung und den
Leistungs- und Verantwortungszentren festgelegt. Die Leistungs-
und Verantwortungszentren werden an den positiven und negativen
Ergebnissen ihres Handelns und Wirtschaftens beteiligt.

(3) Die Serviceeinheit oder die Serviceeinheiten erfüllen im Auf-
trag von Leistungs- und Verantwortungszentren, anderen Organisa-
tionseinheiten oder der Behördenleitung Aufgaben des inneren
Dienstbetriebs. Die Aufgaben aus den Bereichen Haushalt und Stel-
lenwirtschaft sind in einer Serviceeinheit Finanzen zusammenge-
fasst. Über die Leistungen, die Serviceeinheiten erbringen sollen,
und über die dafür einzusetzenden Mittel werden Servicevereinba-
rungen zwischen den Serviceeinheiten und der Behördenleitung
oder den beauftragenden Organisationseinheiten geschlossen. Ab-
satz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Serviceeinheiten können unter Auf-
rechterhaltung der funktionalen Trennung organisatorisch zusam-
mengelegt werden. In Ausnahmefällen können Serviceeinheiten an-
deren Verwaltungseinheiten organisatorisch zugeordnet oder als Ser-
viceabteilung eingerichtet werden.

(4) Der Steuerungsdienst berät und unterstützt die Behördenlei-
tung nach Maßgabe einer mit ihr abgeschlossenen Zielvereinbarung.
Er berät und unterstützt außerdem die Leistungs- und Verantwor-
tungszentren sowie die Serviceeinheiten bei der Erarbeitung von
Zielvereinbarungen und nimmt seine Aufgaben wahr, indem er ins-
besondere die Erfüllung der Zielvereinbarungen begleitet und bei
Abweichungen von festgelegten Leistungs- und Finanzzielen in Ab-
stimmung mit den Leistungs- und Verantwortungszentren Vorschlä-
ge erarbeitet. Er bedient sich betriebswirtschaftlicher Steuerungsin-
strumente, auch für Leistungsvergleiche und ihre Ergebnisse. Sofern
der Einsatz eines eigenen Steuerungsdienstes in einer Behörde auf
Grund ihrer strukturellen Besonderheit nicht wirtschaftlich ist, kann
die Behördenleitung von der Einrichtung einer selbständigen Orga-
nisationseinheit absehen und die Steuerungsaufgaben einer anderen
Organisationseinheit übertragen. Steuerungsdienste oder bei Über-
tragung auf eine andere Organisationseinheit diejenigen, die die
Steuerungsaufgaben wahrnehmen, sind der Behördenleitung unmit-
telbar unterstellt.

(5) Der Leistungsstand der Organisationseinheiten wird mindes-
tens jährlich in einem Vergleich der in den Ziel- oder Serviceverein-
barungen festgelegten qualitativen und quantitativen Leistungs- und
Finanzziele mit den erreichten Ergebnissen und unter Berücksichti-
gung der Leistungsvergleiche ermittelt. Eine Leistungsbeurteilung
findet auch statt, wenn noch keine Zielvereinbarung vorliegt.

§ 2a

Ziel- und Projektvereinbarungen

(1) Zielvereinbarungen sind in allen Behörden zwischen der Lei-
tung und den Organisationseinheiten abzuschließen. Sie legen quali-
tative und quantitative Leistungsziele verbindlich fest. Sofern Fi-
nanzmittel zum Einsatz kommen, werden diese in den Zielvereinba-
rungen unter Bezugnahme auf die vereinbarten Ziele festgelegt.
Zielvereinbarungen bedürfen der Schriftform und sind für mindes-
tens ein Haushaltsjahr, höchstens für fünf Jahre abzuschließen. Bei
einer mehr als einjährigen Geltungsdauer sind unter Berücksichti-
gung des Haushaltsvorbehaltes für die Finanzmittelzuweisungen
Jahresbeträge festzulegen.

(2) Projektvereinbarungen umfassen mindestens Festlegungen zu
qualitativen und quantitativen Leistungszielen, Finanzzielen und
einzusetzenden Mitteln. Sie sind zeitlich zu befristen.

§ 3

Bürgerorientierung

(1) Alle Behörden richten ihre Organisation und die Art ihrer Leis-
tungserbringung im Rahmen des gesetzlichen Auftrags und der ge-
botenen Wirtschaftlichkeit an den Anforderungen der Leistungs-
empfänger außerhalb der Berliner Verwaltung einschließlich der be-
sonderen Belange der Wirtschaft aus.

(2) In den Leistungs- und Verantwortungszentren, die durch ihr
Leistungsspektrum geeignet sind, werden regelmäßig, mindestens
alle fünf Jahre Befragungen der Adressaten ihres Verwaltungs-
handelns durchgeführt (unter anderem Kundenbefragungen). Der
Rhythmus der Befragungen und die spezifische Fragestellung sind
im Rahmen von Zielvereinbarungen auf das Leistungsspektrum der
jeweiligen Organisationseinheit abzustimmen. Die Ergebnisse und
ein daraus entwickelter Maßnahmenplan werden in geeigneter Weise
bekannt gegeben. Die Adressaten werden auf die Freiwilligkeit und
die Möglichkeit der anonymen Beantwortung hingewiesen.

(3) Von den nach diesem Gesetz und dem Bezirksverwaltungs-
gesetz vorgegebenen Organisationsregelungen, insbesondere zur
Gliederung der Behörden, kann zur Erprobung übergreifender bürger-
orientierter Leistungserbringungen abgewichen werden, wenn die
einheitliche und gebündelte Aufgabenwahrnehmung bei zusammen-
hängenden Lebenssachverhalten oder die Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit dies erfordern.

(4) Die Öffnungs- und Sprechzeiten aller publikumsrelevanten
Dienststellen und Bürgerämter werden unter Beachtung der Wirt-
schaftlichkeit flexibel an den Bedürfnissen der Adressaten ausge-
richtet. Der Senat regelt unter Beachtung der in Satz 1 genannten
Vorgaben Mindestöffnungszeiten durch Rechtsverordnung. Die Or-
ganisation in Behörden mit unmittelbarem Dienst für den Bürger
wird so eingerichtet, dass in den Sprechstunden Dienstleistungen
möglichst abschließend erbracht werden. Ist dies nicht möglich, so
wird innerhalb einer Woche mitgeteilt, wer die Bearbeitung über-
nommen hat und welche Bearbeitungszeit zu erwarten ist. Mindes-
tens in einem in Berlin zentral gelegenen Bürgeramt werden am
Sonnabend Öffnungs- und Sprechzeiten von 9 bis 14 Uhr eingerich-
tet. Das für die Öffnungs- und Sprechzeiten an den Sonnabenden er-
forderliche Personal wird von allen Bezirken im regelmäßigen
Wechsel bereitgestellt, soweit sie nicht selbst entsprechende Öff-
nungs- und Sprechzeiten anbieten.

§ 4

Wettbewerb

(1) Behörden unterziehen sich hinsichtlich Qualität und Kosten ih-
rer vergleichbaren Leistungen mindestens jährlichen Vergleichen in-
nerhalb und außerhalb der Berliner Verwaltung. Die Ergebnisse wer-
den in den Zielvereinbarungen und den Servicevereinbarungen zur
qualitativen und wirtschaftlichen Optimierung der Leistungen be-
rücksichtigt.

(2) Leistungs- und Verantwortungszentren einer Behörde können
sich unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Kosten- und Leis-
tungsrechnung und bei Zustimmung der beteiligten Behördenleitun-
gen der Serviceeinheit einer anderen Behörde bedienen. Sofern Auf-
gaben von Serviceeinheiten einer anderen Behörde wahrgenommen
werden, haben die auftraggebenden Organisationseinheiten die Be-
fugnis zu fachlichen Vorgaben. Untersagt die Behördenleitung die
Inanspruchnahme der Serviceeinheit einer anderen Behörde, so
gleicht sie finanzielle Nachteile in den Zielvereinbarungen intern aus
der der Behörde zur Verfügung stehenden Globalsumme aus.

§ 5

Führungsaufgaben mit Ergebnisverantwortung

(1) Führungsaufgaben mit Ergebnisverantwortung im Sinne die-
ses Gesetzes sind

1. in den Senatsverwaltungen: die Leitung einer Abteilung als
Leistungs- und Verantwortungszentrum und die Leitung einer
selbständigen Serviceeinheit,

2. in nachgeordneten Behörden der Hauptverwaltung: die Leitung
der Behörde, die Leitung einer Abteilung als Leistungs- und Ver-
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antwortungszentrum und die Leitung einer selbständigen Service-
einheit,

3. in den Bezirksverwaltungen: die Leitung eines Amtes oder einer
nicht rechtsfähigen Anstalt als Leistungs- und Verantwortungs-
zentrum und die Leitung einer selbständigen Serviceeinheit.

(2) Führungskräfte, die Führungsaufgaben mit Ergebnisverant-
wortung wahrnehmen, entscheiden im Rahmen der für ihre Organi-
sationseinheit geltenden Ziel- oder Servicevereinbarungen eigen-
ständig über die fachliche Leistungserbringung und den Einsatz der
dafür zur Verfügung stehenden personellen und sächlichen Mittel.
Sie sind für die Erfüllung der Aufgaben und die Qualität und Wirt-
schaftlichkeit der Arbeitsergebnisse ihrer Organisationseinheit ver-
antwortlich. Die Zuständigkeit und Verantwortlichkeit der Leitung
von Senats- und Bezirksverwaltungen bleiben unberührt.

(3) Führungsaufgaben mit Ergebnisverantwortung und die Lei-
tung des Steuerungsdienstes werden zunächst befristet übertragen.
Die Gestaltung der persönlichen Rechtsstellung richtet sich nach Be-
amten- oder Arbeitsrecht.

§ 6
Personalmanagement

(1) Alle Behörden bedienen sich einer Personalplanung. Sie unter-
stützt die bedarfs-, anforderungs- und eignungsgerechte Beschäfti-
gung des Personals und eine gezielte Personalentwicklung.

(2) Ein Instrument gezielter Personalentwicklung ist der geplante
Wechsel auf verschiedene, gleichwertige Aufgabengebiete (Rota-
tion). Er findet grundsätzlich alle fünf bis zehn Jahre statt. Rotation
in mehreren Aufgabengebieten ist regelmäßig Voraussetzung für die
Übertragung von Führungsaufgaben mit Ergebnisverantwortung so-
wie für die Übertragung der Leitung des Steuerungsdienstes.

(3) Die für den erfolgreichen Einsatz in einem Aufgabengebiet er-
forderlichen wesentlichen Fähigkeiten, Kenntnisse, Fertigkeiten und
sonstigen Eigenschaften, auch soziale, interkulturelle und methodi-
sche Kompetenz, werden in einem Anforderungsprofil zusammen-
gefasst. Es bildet die Grundlage für die dienstliche Beurteilung, eine
Ausschreibung und das Auswahlverfahren nach Absatz 4.

(4) Die Auswahl bei Personalentscheidungen ist unter Zugrunde-
legung des beruflichen Werdegangs in geeigneten Auswahlverfah-
ren (Auswahlinterviews, strukturierten Auswahlgesprächen oder
gruppenbezogenen Auswahlverfahren) zu treffen und schlüssig und
nachvollziehbar zu dokumentieren. Zu Auswahlverfahren für Füh-
rungsaufgaben im Sinne von § 5 Abs. 1 soll auch eine fachkundige
Person hinzugezogen werden, die nicht in der auswählenden Dienst-
stelle beschäftigt ist.

(5) Die Beschäftigten jedes Beurteilungsbereiches werden regel-
mäßig alle fünf Jahre beurteilt. Bei den Beurteilungen sind alle Leis-
tungsstufen der Bewertungsskala zu berücksichtigen; die Zwischen-
bewertungen ‚oberer Bereich‘ und ‚unterer Bereich‘ sind zulässig.

(6) Mitarbeiterbefragungen und Mitarbeiter- und Vorgesetztenge-
spräche sind regelmäßig, mindestens jedoch alle drei Jahre durchzu-
führen, während des Zeitraumes der befristeten Übertragung von
Führungsaufgaben mit Ergebnisverantwortung im Sinne von § 5
Abs. 1 mindestens jedes Jahr. Befragungen der Beschäftigten zum
Führungskräfteverhalten (Führungskräfte-Feedback) finden mindes-
tens alle zwei Jahre statt. Führungskräftequalifizierungen sind regel-
mäßig, mindestens jedoch alle drei Jahre durchzuführen.

(7) Führungskräfte sind verpflichtet, mindestens alle zwei Jahre in
Abstimmung mit der für Personalentwicklung zuständigen Stelle der
Behörde an Maßnahmen zur Führungskräftequalifizierung teilzu-
nehmen, insbesondere für das Feld der sozialen Kompetenz und des
Führungsverhaltens. 

(8) Das Personalmanagement berücksichtigt die Belange der
Frauenförderung nach dem Landesgleichstellungsgesetz.

§ 7

Qualitätsmanagement

Die Behörden betreiben ein systematisches und regelmäßiges
Qualitätsmanagement. Dieses beinhaltet mindestens Qualitätsziele
und Qualitätsindikatoren in den Ziel- oder Servicevereinbarungen.
Die nach § 3 Abs. 2 durchzuführenden Kundenbefragungen werden
auch im Innenverhältnis der Berliner Verwaltung angewandt und
qualitativ ausgewertet. Die Ergebnisse von Kundenbefragungen und
des Ideenmanagements werden in das Qualitätsmanagement einbe-
zogen.

Abschnitt II
Änderung von Gesetzen

(§§ 8 bis 16 Änderungsvorschriften)

Abschnitt III
Schlussvorschriften

§ 17

Funktionsbezeichnungen

Alle Funktionsbezeichnungen, die in  diesem Gesetz in der männ-
lichen Sprachform gebraucht werden, gelten auch in der entspre-
chenden weiblichen Sprachform. 

§ 18

(aufgehoben)

§ 19

Neubekanntmachung des Bezirksverwaltungsgesetzes

Die Senatsverwaltung für Inneres wird ermächtigt, das Bezirks-
verwaltungsgesetz in der vom 1. Januar 2001 an geltenden Neufas-
sung mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmig-
keiten des Wortlauts zu beseitigen.

§ 20

Berichte

Über die Umsetzung dieses Gesetzes berichtet der Senat dem Ab-
geordnetenhaus jährlich zum 31. Oktober nach Maßgabe eines vom
Abgeordnetenhaus bis zum 30. Juni vorzulegenden Fragen- und Pro-
blemkatalogs.

§ 21*)

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Die Vorschriften der §§ 2
und 4 und die durch § 8 geänderten Vorschriften des Bezirksverwal-
tungsgesetzes sind spätestens mit Beginn der 14. Wahlperiode des
Abgeordnetenhauses von Berlin anzuwenden, in den nach dem
Gebietsreformgesetz zusammengelegten Bezirken spätestens zum
1. Januar 2001; die §§ 42b und 42c des Bezirksverwaltungsgesetzes
bleiben unberührt. Für die Polizeibehörde sind die §§ 2, 4 und 5 vom
1. Januar 2001 an anzuwenden.

*) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen Fas-
sung vom 17. Mai 1999.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 1 14. Januar 2006 13
Verordnung

über die Schiedsstelle nach § 21 Abs. 7 des Rettungsdienstgesetzes 
(Rettungsdienst-Schiedsstellenverordnung – RDSchVO)

Vom 5. Dezember 2005
Auf Grund des § 21 Abs. 7 des Rettungsdienstgesetzes vom 8. Juli
1993 (GVBl. S. 313), das zuletzt durch Gesetz vom 4. März 2005
(GVBl. S. 125) geändert wurde, wird im Einvernehmen mit der Senats-
verwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz verordnet:

§ 1

Bildung einer Schiedsstelle

Die Vertragsparteien nach § 21 Abs. 1 Satz 2 des Rettungsdienst-
gesetzes bilden gemeinsam eine Schiedsstelle nach § 21 Abs. 2 des
Rettungsdienstgesetzes, deren Besetzung sich nach dem Verhand-
lungsgegenstand richtet. Die Schiedsstelle wird durch das vorsitzen-
de Mitglied vertreten.

§ 2

Besetzung, Bestellung

(1) Die zahlenmäßige Zusammensetzung der Schiedsstelle richtet
sich nach dem jeweiligen Verhandlungsgegenstand. Die Vertrags-
parteien einigen sich binnen vier Wochen nach Einleitung des
Schiedsverfahrens auf eine für jede Seite gleiche Anzahl von Mit-
gliedern auf der Grundlage eines mit dem verfahrenseinleitenden
Antrag nach § 6 Abs. 2 Satz 2 zu verbindenden Besetzungsvor-
schlags. Für jedes Mitglied ist mindestens ein stellvertretendes Mit-
glied zu bestimmen, das bei Verhinderung des Mitgliedes dessen
Rechte und Pflichten hat. Alle benannten Mitglieder haben schrift-
lich ihr Einverständnis mit der Amtsübernahme gegenüber der Ge-
schäftsstelle zu erklären. 

(2) Im Falle der Einigung nach Absatz 1 Satz 2 gelten die der Ge-
schäftsstelle benannten Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
als für die Schiedsstelle bestellt. Andernfalls wird die Schiedsstelle
mit der geringeren der von einer Vertragsseite vorgeschlagenen Mit-
gliederzahl gebildet. In diesem Fall gelten die Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder als bestellt, wie sie sich aus der Reihenfolge
der von ihrer Vertragsseite erfolgten Benennung ergeben.

(3) Sofern der Antragsgegner unter der Voraussetzung des § 6
Abs. 4 keine Mitglieder benennt, wird die Schiedsstelle mit den ge-
genüber der Geschäftsstelle nach § 6 Abs. 2 Satz 2 vorgeschlagenen
Mitgliedern des Antragstellers gebildet, die als bestellt gelten.

(4) Das vorsitzende und ein stellvertretendes vorsitzendes Mit-
glied, das wie das vorsitzende Mitglied die Befähigung zum Richter-
amt haben muss und im Vertretungsfall dieselben Befugnisse hat,
werden auf Vorschlag der Vertragsparteien durch die Mitglieder in
der ersten Sitzung einvernehmlich bestellt. Die Vorschläge nebst
schriftlichen Bereitschaftserklärungen der Vorgeschlagenen sind der
Geschäftsstelle schriftlich bis spätestens vier Wochen nach Einlei-
tung des Schiedsverfahrens entsprechend dem Verfahren nach § 6
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 mitzuteilen. Besteht nur je ein Vorschlag
für das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende Mitglied, so
gilt dieses jeweils mit Eingang seiner Bereitschaftserklärung bei der
Geschäftsstelle als bestellt.

(5) Das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende Mitglied
dürfen weder haupt- noch nebenberuflich bei den Vertragsparteien
beschäftigt sein oder einer ihrer Vereinigungen oder Organisationen
angehören, deren Interessen mittelbar oder unmittelbar von der Ent-
scheidung der Schiedsstelle berührt werden können. Darüber hinaus
dürfen sie nicht Bedienstete der Senatsverwaltung für Inneres oder
der für die Sozialversicherung zuständigen Senatsverwaltung sein.

(6) Die Geschäftsstelle gibt jede Bestellung von Mitgliedern und
stellvertretenden Mitgliedern dem jeweiligen Betroffenen, den Ver-
tragsparteien, der Senatsverwaltung für Inneres und der für die Sozi-
alversicherung zuständigen Senatsverwaltung schriftlich bekannt.

§ 3

Amtsführung und Amtszeit

(1) Alle Mitglieder der Schiedsstelle führen ihr Amt als Ehrenamt.
Sie sind an Weisungen nicht gebunden.

(2) Alle Mitglieder der Schiedsstelle haben auch nach Beendigung
ihrer Tätigkeit in der Schiedsstelle Verschwiegenheit zu bewahren
über die in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Angele-
genheiten, soweit diese nicht offenkundig sind oder ihrer Bedeutung
nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

(3) Die Amtszeit aller Mitglieder der Schiedsstelle ist beschränkt
auf den Verhandlungsgegenstand. Sie beginnt mit ihrer Bestellung
nach § 2 und endet mit dem Abschluss des der Bestellung zugrunde
liegenden Verfahrens.

(4) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, ist für de-
ren Rest ein Ersatzmitglied zu bestellen.

(5) Die erneute Bestellung für eine neue Amtszeit ist möglich.

§ 4

Abberufung und Amtsniederlegung

(1) Das vorsitzende Mitglied kann aus wichtigem Grund von der
Senatsverwaltung für Inneres abberufen werden. Diese hat das vor-
sitzende Mitglied sowie die Vertragsparteien vorher anzuhören. § 86
des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 23. Januar
2003 (BGBl. I S. 102), das durch Artikel 4 Abs. 8 des Gesetzes vom
5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718) geändert wurde, gilt entsprechend. Für
das Verfahren der Bestellung eines neuen vorsitzenden Mitglieds
gelten § 2 Abs. 4 bis 6 und § 6 Abs. 6 entsprechend.

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle können von den Ver-
tragsparteien, die sie benannt haben, abberufen werden. Sobald ein
Mitglied in der ersten Sitzung eines Schiedsverfahrens mit dem Ver-
handlungsgegenstand befasst war, darf es nur entsprechend Absatz 1
aus wichtigem Grund nach seiner Anhörung und im Einvernehmen
mit dem vorsitzenden Mitglied abberufen werden.

(3) Alle Mitglieder können ihr Amt niederlegen. Sobald eine Be-
fassung mit dem Verhandlungsgegenstand in der ersten Sitzung statt-
gefunden hat, darf eine Amtsniederlegung nur aus wichtigem Grund
erfolgen, über dessen Vorliegen das vorsitzende Mitglied, im Falle
von dessen Amtsniederlegung die Senatsverwaltung für Inneres ent-
scheidet.

(4) Abberufungen und Amtsniederlegungen sind der Geschäfts-
stelle gegenüber schriftlich mitzuteilen. Die Geschäftsstelle unter-
richtet darüber die Vertragsparteien, die Senatsverwaltung für Inneres,
sofern nicht ein Fall des Absatzes 1 vorliegt, und die für die Sozial-
versicherung zuständige Senatsverwaltung schriftlich.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für stellvertretende Mitglieder ent-
sprechend.

§ 5

Geschäftsstelle

(1) Die Geschäfte der Schiedsstelle werden bei einer der Vertrags-
parteien oder bei einer ihrer Interessenvereinigungen von einer Ge-
schäftsstelle geführt, über deren Sitz und organisatorische Ausge-
staltung alle Vertragsparteien eine Einigung herbeiführen.

(2) Erfolgt keine Einigung nach Absatz 1, wird die Geschäftsstelle
im zweijährigen Wechsel zwischen den Vertragsparteien geführt.
Mit der Führung beginnt der in alphabetischer Reihenfolge zunächst
kommende Kostenträger und gibt die Geschäfte im turnusmäßigen
Wechsel an den entsprechenden Aufgabenträger weiter. Sofern sich
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eine andere Vertragspartei bereit erklärt, die Geschäftsstelle für ei-
nen bestimmten Zeitraum zu übernehmen, ist zwischen dieser und
der an die Reihe kommenden Vertragspartei Einvernehmen zu erzie-
len. Über die Entscheidungen sind alle Vertragsparteien, die Senats-
verwaltung für Inneres und die für die Sozialversicherung zuständi-
ge Senatsverwaltung zu informieren.

(3) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle ist gegenüber der
Geschäftsstelle in Bezug auf die Ausführung der ihr obliegenden
Geschäfte weisungsberechtigt.

§ 6

Einleitung des Schiedsverfahrens

(1) Nach ergebnislosem Ablauf der in § 21 Abs. 2 Satz 1 des Ret-
tungsdienstgesetzes genannten Frist beginnt das Schiedsverfahren
mit einem bei der Geschäftsstelle einzureichenden schriftlichen An-
trag einer Vertragspartei, eine Einigung über die Entgelthöhe durch
die Schiedsstelle herbeizuführen oder die Entgelthöhe festsetzen zu
lassen.

(2) In dem Antrag sind der Sachverhalt darzustellen, die Gründe
für die Nichteinigung anzugeben und eine Abschrift der Aufforde-
rung zur Verhandlungsaufnahme (§ 21 Abs. 2 Satz 1 des Rettungs-
dienstgesetzes) nebst Zugangsnachweis sowie die von den Vertrags-
parteien in den Verhandlungen vorgelegten Nachweise und sonsti-
gen Unterlagen beizufügen, soweit sie die streitig gebliebenen Tat-
bestände betreffen. Der Antrag muss ferner einen Vorschlag über die
zahlenmäßige Besetzung der Schiedsstelle, die Benennung einer ent-
sprechenden Anzahl von Mitgliedern und stellvertretenden Mitglie-
dern auf Seiten des Antragstellers und einen Vorschlag über die Per-
sonen des vorsitzenden und des stellvertretenden vorsitzenden Mit-
glieds enthalten.

(3) Die Geschäftsstelle leitet dem Antragsgegner eine Abschrift
des Antrags zu und fordert dazu auf, binnen einer Frist von vier Wo-
chen zu dem Antrag Stellung zu nehmen, sich in Bezug auf den Be-
setzungsvorschlag mit dem Antragsteller zu einigen, einen Vor-
schlag über die Personen des vorsitzenden sowie des stellvertreten-
den vorsitzenden Mitglieds zu unterbreiten und unter Beachtung des
§ 2 Abs. 2 Satz 3 die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder zu
benennen.

(4) Äußert sich entgegen Absatz 3 der Antragsgegner nicht, for-
dert ihn die Geschäftsstelle nochmals unter Fristsetzung von einer
Woche dazu mit dem Hinweis auf, dass die Schiedsstelle bei nicht
fristgerechtem Eingang der Erklärung ausschließlich mit den durch
den Antragsteller mitgeteilten Mitgliedern gebildet wird.

(5) Die Geschäftsstelle gibt die Stellungnahme des Antragsgegners
unverzüglich nach deren Eingang dem Antragsteller zur Kenntnis.

(6) Für den Fall seiner Bestellung lädt das vorsitzende Mitglied
unverzüglich die nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 bis 3 bestellten Mit-
glieder zur ersten Sitzung, führt, sofern das stellvertretende vorsit-
zende Mitglied nicht ebenfalls aufgrund § 2 Abs. 4 Satz 3 bestellt ist,
dessen einvernehmliche Bestellung durch die Mitglieder oder an-
dernfalls das Losverfahren durch und trifft Verfügungen über den
Fortgang des Verfahrens.

(7) Steht das vorsitzende Mitglied nicht nach § 2 Abs. 4 Satz 3
fest, lädt die Geschäftsstelle unverzüglich die Mitglieder zu einer
ersten Sitzung, deren Vorsitz zunächst das lebensälteste Mitglied
übernimmt. Kommt eine Einigung über das vorsitzende Mitglied
und das stellvertretende vorsitzende Mitglied, sofern dieses nicht
nach § 2 Abs. 4 Satz 3 bestellt wurde, nicht zustande, wird das Los-
verfahren durchgeführt. Die übrigen für den Vorsitz oder stellvertre-
tenden Vorsitz Vorgeschlagenen erhalten durch die Geschäftsstelle
Nachricht darüber, dass sie nicht bestellt wurden.

§ 7

Allgemeine Verfahrensvorschriften

(1) Mehrere Vertragsparteien können sich zusammenschließen,
wenn die Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1 erfüllt sind.

(2) Die Schiedsstelle darf über das Antragsbegehren nicht hinaus-
gehen. Die Änderung des Antrags ist zulässig, wenn der Antragsgeg-
ner einwilligt oder die Schiedsstelle die Änderung für sachdienlich
hält. Der Antrag kann jederzeit zurückgenommen werden.

(3) Die Schiedsstelle kann Zeugen und Sachverständige hinzuziehen.
(4) Über die Sitzungen werden Niederschriften durch die Ge-

schäftsstelle gefertigt.
(5) Die Vertragsparteien können nach Maßgabe des § 14 des Ver-

waltungsverfahrensgesetzes Bevollmächtigte und Beistände zur
Wahrnehmung ihrer Interessen beauftragen. Die insoweit entstehen-
den Kosten trägt jede Vertragspartei selbst.

§ 8
Verfahren vor der Schiedsstelle

(1) Das vorsitzende Mitglied bestimmt die Zeit und den Ort der
Sitzungen und veranlasst die Ladung der Mitglieder der Schiedsstel-
le und der Vertragsparteien binnen zwei Wochen. Die stellvertreten-
den Mitglieder der Schiedsstelle und die Senatsverwaltung für Inne-
res sind von den Sitzungsterminen zu benachrichtigen.

(2) Die Schiedsstelle entscheidet aufgrund mündlicher, nicht öf-
fentlicher Verhandlung.

(3) Dem vorsitzenden Mitglied obliegt die Verfahrensleitung. Über
zu erhebende Beweise entscheidet die Schiedsstelle; die Entschei-
dung ist nicht selbständig anfechtbar. Das vorsitzende Mitglied berei-
tet die Sitzungen so vor, dass der Verhandlungsgegenstand möglichst
kurzfristig erledigt werden kann. Die Vertragsparteien sind auf Ver-
langen des vorsitzenden Mitglieds verpflichtet, zusätzliche Unter-
lagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, die für die Entscheidung
der Schiedsstelle erforderlich sind. Auf eine gütliche Einigung (§ 21
Abs. 2 Satz 2 des Rettungsdienstgesetzes) ist hinzuwirken.

§ 9
Beschlussfähigkeit

(1) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder an-
wesend sind. Ist dies nicht der Fall, kann das vorsitzende Mitglied
anordnen, dass in der nächsten Sitzung auch bei Ausbleiben von Mit-
gliedern mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder entschieden
werden kann. In der Ladung zur nächsten Sitzung ist hierauf hinzu-
weisen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden
Mitglieds den Ausschlag.

(2) An der Beratung und Beschlussfassung nehmen nur die Mit-
glieder der Schiedsstelle teil.

§ 10
Entscheidung

(1) Kann die Schiedsstelle keine Einigung zwischen den Vertrags-
parteien erzielen, setzt sie spätestens zwei Monate nach ihrer Bil-
dung die Höhe des Entgelts oder der Entgelte fest.

(2) Die Entscheidung ist der Senatsverwaltung für Inneres und der
für die Sozialversicherung zuständigen Senatsverwaltung mitzuteilen.

§ 11
Entschädigung

(1) Alle Mitglieder der Schiedsstelle erhalten Reisekosten nach
§ 54 des Landesbeamtengesetzes in der Fassung vom 19. Mai 2003
(GVBl. S. 203), das zuletzt durch Gesetz vom 23. Juni 2005 (GVBl.
S. 335) geändert wurde, in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Das vorsitzende Mitglied erhält für sonstige Barauslagen und
Zeitaufwand eine Fallpauschale von 1 000 Euro für jedes abschlie-
ßend behandelte Verfahren. Im Vertretungsfall erhalten das vorsit-
zende und das stellvertretende vorsitzende Mitglied je die Hälfte der
Pauschale nach Satz 1.

(3) Die übrigen der Schiedsstelle angehörenden Mitglieder und
stellvertretenden Mitglieder erhalten für jede Teilnahme an einem
Sitzungstag ein Sitzungsgeld nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 der Ver-
ordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Entschädigung der
Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdepu-
tierten und sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen in der Fassung
vom 29. Mai 1979 (GVBl. S. 826), die zuletzt durch Artikel X der
Verordnung vom 29. Mai 2001 (GVBl. S. 165) geändert wurde, in
der jeweils geltenden Fassung.

(4) Von der Schiedsstelle geladene Zeugen und Sachverständige
erhalten auf Antrag nach Beschluss der Schiedsstelle eine Entschä-
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digung nach dem Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz vom
5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 12
Gebühren, Kosten

(1) Für das Verfahren vor der Schiedsstelle wird eine Gebühr er-
hoben.

(2) Wird der Antrag nach § 6 Abs. 1 vor der ersten Sitzung zurück-
genommen und ist das vorsitzende Mitglied noch nicht nach § 2
Abs. 4 Satz 3 bestellt, beträgt die Gebühr 200 Euro, sonst 1 200 Euro.
Nimmt in oder nach der ersten Sitzung der Antragsteller den Antrag
zurück oder kommt eine Einigung gemäß § 21 Abs. 2 Satz 2 des Ret-
tungsdienstgesetzes zwischen den Vertragsparteien zustande, beträgt
die Gebühr 1 400 Euro bis 2 000 Euro, bei streitiger Entscheidung
1 400 Euro bis 3 500 Euro. Im Fall des Satzes 1 erhebt die Geschäfts-
stelle die Gebühren bei den Vertragsparteien. Im Übrigen setzt die
Schiedsstelle die Gebühr durch Beschluss unter Berücksichtigung
der für die Mitglieder der Schiedsstelle entstandenen Kosten und der
Kosten und Auslagen der Geschäftsstelle fest.

(3) Die beteiligten Vertragsparteien haben die Gebühren je zur
Hälfte zu tragen. Sind auf einer Seite mehrere Vertragsparteien be-
teiligt, haften sie als Gesamtschuldner. Für das weitere Verfahren,
insbesondere für die Geltendmachung der Gebühren und die Ab-
rechnung jedes Verfahrens, ist die Geschäftsstelle zuständig.

(4) Werden die Kosten der Schiedsstelle nicht durch die Verfahrens-
gebühr nach Absatz 1 gedeckt, tragen die Vertragsparteien die weite-
ren Kosten je zur Hälfte. Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(5) Die Kosten nach § 11 und § 12 sind Kosten des Rettungsdienstes.

§ 13
Rechtsaufsicht

Die Rechtsaufsicht über die Schiedsstelle führt die Senatsverwal-
tung für Inneres. Sie kann sich der Aufsichtsmittel der §§ 10 bis 13
des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes bedienen.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Dezember 2005

Senatsverwaltung für Inneres

Dr. Ehrhart K ö r t i n g



16 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 1 14. Januar 2006
Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplanes VII-228

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Charlottenburg

Vom 3. Januar 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des Ge-
setzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Artikel II des
Gesetzes vom 18. Dezember 2004 (GVBl. S. 524), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VII-228 vom 7. November 1991 mit den
Deckblättern vom 30. September 1992, 30. Juni 1997, 5. Februar
1998 und vom 30. August 2005 für das Gelände zwischen Seeling-
straße, Danckelmannstraße, Knobelsdorffstraße und Sophie-Char-
lotten-Straße im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Char-
lottenburg, wird festgesetzt. Er ändert den Baunutzungsplan in der
Fassung vom 28. Dezember 1960.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplanes kann beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadt-
planungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplanes können beim Bezirks-
amt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen,
Stadtplanungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Stadtplanung
sowie im Bau- und Wohnungsaufsichtsamt, während der Dienststun-
den kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
BauGB) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 BauGB)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplanes,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorganges,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb von zwei Jahren, in den
Fällen der Nummer 4 innerhalb eines Jahres seit der Verkündung
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Charlottenburg-Wil-
mersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt,
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der
in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten
Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32
Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeacht-
lich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. Januar 2006

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

T h i e m e n G r ö h l e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplanes IX-187 im Bezirk

Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteile Grunewald und Schmargendorf

Vom 3. Januar 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan IX-187 vom 6. Dezember 1996 mit Deckblät-
tern vom 10. März 1998, 9. Oktober 2001, 28. Januar 2003, 26. Ok-
tober 2004 und Änderungen vom 11. Mai 2005 und 6. September
2005 für das Gelände zwischen Waldmeisterstraße, Bernadotte-
straße, Clayallee, Pücklerstraße und Goldfinkweg, die Grundstücke
Goldfinkweg 6 B, 8/46, eine Teilfläche des Grundstückes Waldmeis-
terstraße 10/20 und für Teilflächen der Flurstücke 316 der Flur 4 der
Gemarkung Schmargendorf (Goldfinkweg), 850/6 der Flur 6 der Ge-
markung Grunewald-Forst (Eichhörnchensteig) im Bezirk Charlot-
tenburg-Wilmersdorf, Ortsteile Grunewald und Schmargendorf,
wird festgesetzt. Er ändert den Baunutzungsplan vom 28. Dezember
1960 (ABl. 1961 S. 742).

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplanes kann beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadt-
planungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplanes können beim Bezirks-
amt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen,
Stadtplanungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Stadtplanung
sowie im Bau- und Wohnungsaufsichtsamt, während der Dienststun-
den kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
BauGB) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 BauGB)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind, 

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplanes,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. Januar 2006

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

T h i e m e n G r ö h l e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
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Bekanntmachung
Vom 29. Dezember 2005

Die Ratifikationsurkunden der Länder zu dem Staatsvertrag zur
Änderung des Staatsvertrages über die Bereitstellung von Mitteln aus
den Oddset-Sportwetten für gemeinnützige Zwecke im Zusammen-
hang mit der Veranstaltung der FIFA Fußball-Weltmeisterschaft
Deutschland 2006 – vom 25. November 2005 (GVBl. S. 726) – wurden
bis zum 15. Dezember 2005 bei der Staatskanzlei des Landes
Nordrhein-Westfalen hinterlegt. Damit ist der Staatsvertrag gemäß
Artikel 2 Abs. 1 am 1. Januar 2005 in Kraft getreten.

Berlin, den 29. Dezember 2005

Senatsverwaltung für Finanzen

Dr. Thilo S a r r a z i n

Berichtigung
der Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 9-1

im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Köpenick

Im Einleitungssatz wird die Angabe „zuletzt geändert durch
Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692)“ durch die Angabe
„geändert durch Artikel II des Gesetzes vom 18. Dezember 2004
(GVBl. S. 524)“ ersetzt. 

Berlin, den 20. Dezember 2005

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin

U l b r i c h t S c h m i t z

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat für Bauen
und Stadtentwicklung
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